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Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die Neunzehnte Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1966 (Zollkontingent für weib- 
liche Nutzrinder) wurde vom Herrn Präsidenten des 
Deutschen Bundestages mit Schreiben vom 9. März 
1966 dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen federführend und dem Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend mit 
Frist zum 22. Juni 1966 zur Behandlung zugewiesen. 
Bei dieser Verordnung handelt es sich um eine soge- 
nannte Nachlaufverordnung, die am 5. März 1966 im 
Bundesgesetzblatt Teil II S. 87 verkündet wurde. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat schon in seinem Schriftlichen Bericht zu 
dem Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Verordnung des Rats über die teilweise Aussetzung 
des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr von 
Färsen und Kühen bestimmter Höhenrassen — 
Drucksachen V/141, V/200 und ^ V/200 — aner- 
kannt, daß die GATT-Verpflichtung der Gemein- 
schaft gegenüber Österreich die Eröffnung eines 


Zollkontingents für die Einfuhr von Färsen und Kü- 
hen bestimmter Höhenrassen erforderlich macht. Die 
jetzt von der Bundesregierung erlassene Neun- 
zehnte Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 setzt diese Verpflichtung gegenüber 
Österreich in nationales Recht um, d. h. das auf die 
Bundesrepublik entfallende zollbegünstigte Kontin- 
gent zum Außenzollsatz von 6 Vo des Wertes für das 
Kalenderjahr 1966 in Höhe von 14 000 Stück weib- 
licher Nutzrinder wird eröffnet. 

Der mitberatende Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten regt an, daß die Bundes- 
regierung bei ihren Verhandlungen mit Österreich 
das Ziel verfolgen sollte, das GATT-Kontingent in 
Zukunft aufzulösen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, da der Bundestag in 
der Sache schon entschieden hat, von seinem Auf- 
hebungsrecht gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes 
keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 25. Mai 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Kurlbaum Dr. Serres 

Amtierender Vorsitzender Berichterstatter 


zur Kenntnis genommen in der 45. Plenarsitzung am 21. Mai 1966 
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